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Zum Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshan-

delsgesetzes nimmt der DSLV Bundesverband Spedition und Logistik wie folgt Stellung: 

 

I. Grundsätzliche Bewertung 

 

Der DSLV Bundesverband Spedition und Logistik begrüßt grundsätzlich die im Referentenent-

wurf vorgesehene Stabilisierung des nationalen Brennstoffemissionshandels im Jahr 2027 

durch die Festlegung eines Preiskorridors von 55 bis 65 Euro je Tonne CO₂ auf dem Niveau des 

Jahres 2026. Vor dem Hintergrund eines weiterhin von geopolitischen Krisen, volatilen  

Energiemärkten und erheblichen Unsicherheiten geprägten wirtschaftlichen Umfelds trägt 

der vorgesehene Preiskorridor dazu bei, zusätzliche Belastungen für Unternehmen des  

Logistik- und Transportsektors zumindest teilweise einzudämmen und die Planbarkeit  

betrieblicher Kosten zu verbessern. 

Allerdings beseitigt der Gesetzentwurf nicht das zentrale Problem der Mehrfachbelastung des 

Straßengüterverkehrs durch unterschiedliche CO₂-Bepreisungsinstrumente. Bereits mit der 

Einführung des CO₂-Kostenanteils in der Lkw-Maut werden die klimarelevanten Emissionen 

des Straßengüterverkehrs in erheblichem Umfang belastet und die entsprechenden externen 

Kosten internalisiert. Die zusätzliche CO₂-Bepreisung von Kraftstoffen im Rahmen des  

Brennstoffemissionshandels führt daher zu einer doppelten beziehungsweise mehrfachen  

Anlastung derselben Emissionen. 

Für die Unternehmen des gewerblichen Straßengüterverkehrs bleibt konventioneller Diesel 

derzeit in weiten Teilen des Marktes der überwiegend genutzte Kraftstoff. Die parallele  

Belastung über Maut und Brennstoffemissionshandel führt zu einem erheblichen Kosten- 

anstieg, ohne dass hierdurch zusätzliche klima- oder verkehrspolitische Lenkungswirkungen 

erzielt werden. Vielmehr werden Wettbewerbsfähigkeit und Investitionskraft der Unter- 

nehmen geschwächt. Insgesamt summiert sich die CO₂-Bepreisung für die Nutzung von  

Straßengüterverkehrsfahrzeugen damit auf bis zu 265 Euro je Tonne CO₂. 

Vor diesem Hintergrund ist kritisch zu bewerten, dass der Referentenentwurf die bereits in 

der vergangenen Legislaturperiode politisch zugesagte Auflösung der Mehrfachbelastung 

nicht aufgreift. Diese Zusage wurde von den gegenwärtigen Koalitionsparteien ausdrücklich 

bekräftigt. Die nunmehr vorgeschlagene Regelung bleibt jedoch hinter diesem politischen  

Anspruch zurück. 

Besonders problematisch erscheint dies vor dem Hintergrund der europäischen Entwicklung. 

Die Verschiebung des europäischen Emissionshandelssystems für Verkehr und Gebäude  

(EU ETS 2) auf den 1. Januar 2028 erfolgte auf Grundlage der Erkenntnis, dass zusätzliche CO₂-

Kosten unter den aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen erhebliche Belastungen für 

Wirtschaft und Verbraucher verursachen würden. 
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Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung eines Lkw-Mautsystems in den einzelnen  

Mitgliedstaaten zeigt diese Entscheidung, dass Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungs- 

sicherheit bei der Ausgestaltung klimapolitischer Instrumente angemessen berücksichtigt 

werden müssen. 

Während in Deutschland bereits heute sowohl über die CO₂-Komponente der Lkw-Maut als 

auch über den nationalen Brennstoffemissionshandel CO₂-Kosten im Straßengüterverkehr  

erhoben werden, existieren vergleichbare Belastungen in vielen anderen EU-Mitgliedstaaten 

nicht oder nur in deutlich geringerem Umfang. Dies führt zu spürbaren Wettbewerbs- 

nachteilen für deutsche Transport- und Logistikunternehmen im europäischen Binnenmarkt. 

Der DSLV unterstützt ausdrücklich die Einführung eines europaweit einheitlichen  

Emissionshandelssystems. Ein harmonisiertes, marktwirtschaftlich ausgestaltetes Instrument 

auf europäischer Ebene ist nationalen Sonderregelungen grundsätzlich vorzuziehen und  

gewährleistet gleiche Wettbewerbsbedingungen innerhalb des Binnenmarktes. Bis zum  

verbindlichen Inkrafttreten des ETS 2 in allen Mitgliedstaaten ist jedoch die Aussetzung des 

nationalen Brennstoffemissionshandels für die vom CO₂-Mautaufschlag betroffenen  

Straßengüterverkehre erforderlich. Dies würde die bestehende Mehrfachbelastung  

beseitigen, die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Logistikunternehmen stärken und kurzfristig 

eine dringend benötigte Kostenentlastung bewirken. 

Der DSLV fordert daher, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Regelung vorzusehen, die 

die doppelte CO₂-Bepreisung des Straßengüterverkehrs beendet. Bis zur vollständigen  

Einführung des europäischen Emissionshandelssystems ETS 2 sollte der nationale  

Brennstoffemissionshandel für die vom CO₂-Mautaufschlag erfassten Kraftstoffmengen  

ausgesetzt oder durch einen geeigneten Entlastungsmechanismus kompensiert werden. Nur 

so können Wettbewerbsverzerrungen vermieden und die Akzeptanz klimapolitischer  

Instrumente im Transportsektor langfristig gesichert werden. 

 

---------------------------------------- 
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Verbandsstruktur, Leistungsprofil und Leitlinien 

 

Als Spitzen- und Bundesverband vertritt der DSLV über 15 regionale Landesverbände die ver-

kehrsträgerübergreifenden Interessen der deutschen Speditions- und Logistikunternehmen. 

Diese sind mit insgesamt 600.000 Beschäftigten und einem jährlichen Branchenumsatz von 

123 Milliarden Euro ein wesentlicher Teil des drittgrößten Wirtschaftsbereichs Deutschlands 

(Stand: Oktober 2025). 

Die Mitgliederstruktur des DSLV reicht von global agierenden Logistikkonzernen über inhaber-

geführte Speditionshäuser mit eigenen LKW-Flotten sowie Befrachter von Binnenschiffen und 

Eisenbahnen bis hin zu See-, Luftfracht-, Zoll- und Lagerspezialisten. 

Speditionen stärken die funktionale Verknüpfung sämtlicher Verkehrsträger. Die Verbandspo-

litik des DSLV wird daher maßgeblich durch die verkehrsträgerübergreifende Organisations- 

und Steuerungsfunktion des Spediteurs bestimmt. 

Der DSLV ist politisches Sprachrohr und zentraler Ansprechpartner für die Bundesregierung, 

die Institutionen von Bundestag und Bundesrat sowie für alle relevanten Bundesministerien 

und -behörden im Gesetzgebungs- und Gesetzumsetzungsprozess, soweit Logistik und Güter-

beförderung betroffen sind. 

Gemeinsam mit seinen Landesverbänden ist der DSLV Berater und Dienstleister für die Spedi-

tions- und Logistikunternehmen. Die Landesverbände vertreten die Branche als Arbeitgeber-

verbände und Sozialpartner in regionalen Tarifangelegenheiten. 

Der DSLV ist Mitglied des Europäischen Verbands für Spedition, Transport, Logistik und Zoll-

dienstleistung (CLECAT), der Internationalen Föderation der Spediteurorganisationen (FIATA), 

sowie assoziiertes Mitglied der Internationalen Straßentransport-Union (IRU). Über diese in-

ternationalen Netzwerke nimmt der DSLV Einfluss auf die Entwicklung des EU-Rechts und auf 

internationale Übereinkommen der UN, der WTO, der WCO, u. a. 

Die Mitgliedsunternehmen des DSLV bekennen sich zu den Zielen der Sozialen Marktwirt-

schaft und der Europäischen Union. 
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